
Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Burgenländischen Land­

tages der XVI. Gesetzgebungsperiode

Ausschußbericht

Bericht

Beilage 372

des Rechtsausschusses und des Agrarausschusses bevreff'end den Gesetz-

.entwurf (Beilage 23ö), mit dem die Landarbeitsordnung geändert wird

(Landarbeitsordnungs-Novelle 1992) (Zahl 16 - 177) (Beilage 372).

Der Rechtsausschuß und der Agrarausschuß haben de:..'. Gesetzentwurf, mit

dem die Landarbeitsordnung geändert wird (Landarb rltsor-dnungu-Novelle

1992) in ihrer 4. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 18. November

1992, in ihrer 6. gemeinsamen Sitzung am Montag, dem 15. März 1993, in

ihrer 7. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 14. April 1993, und in ih­

rer 9. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 30. Juni 1993, beraten.

Landtagsabgeordneter Glaser wurde zum Berichterstatter gewählt.

Die Landesregierung tat ihre Vorlage gem. § 25 Abs. 3 GeOLT vor der

Abstimmung geändert, sodaß in der Sitzung am 30. Juni 1993 die geänderte

Regierungsvorlage den Beratungen zugrunde lag.

Nach seinem Bericht stellte Landtagsabgeordneter Glaser den Antrag, dem

gegenständlichen Gesetzentwurf in der von der Landesregierung gem. § 25

Abs. 3 GeOLT geänderten Fassung die verfassungsmäßige Zustimmung zu

erteilen.

Der Antrag des Berichterstatters wurde ohne Wm:>tmeldu.llg einstimmig

angenommen.
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Der Rechtsausschuß und der Agrarausschuß stellen somit den Antrag, der

Landtag wolle dem angeschlossenen Gesetzentwurf, mit dem die Landar­

beitsordnung geändert wird CLan'jarbeitsordnungs-Novelle 1992), die ver­

fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Eisenstadt , am 30. Juni 1993

Der Berichterstatter:

Glaser eh.

Der Obmann des Rechtsausschusses als

Vorsitzender der gemeinsamen Sitzung:

Dr . Moser eh.



Gesetz vorn , mi t dem die Burgenländische Land­

arbeitsordnung 1977 geändert wird (Landarbeitsordnungs-Novelle

1993)

Der Landtag hat in Ausführung des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl.

Nr. 287, zuletzt geändert durch die B~ndesgesetze BGBl. Nr. 472/

1992 und 91/1993, beschlossen:

Die Burgenländische Landarbei tsordnung 1977, LGBl. Nr. 37, in de r

Fassung der Landesgesetze LGB1. Nr. ~8/1982, LGBl. Nr. 29/1985 und

LGBl. Nr. 67/1990, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 3 lautet:

"(3) Auf familieneigene Arbeitskräfte (Abs. 2) sind die §§ 13,

77 bis 94, 108 Abs. 1, 108a Abs. 1 bis 4 sowie 109 und die

Abschnitte 5 und 6 anzuwenden."

2. In § 4 Abs. 2 wird das Zitat "§§ 67 bis 76" durch das Zitat

"§§ 67 bis 75" ersetzt.

3. § 7 lautet:

"§ 7

Wird ein Dienstvertrag mündlich abgeschlossen, so ist dem

Dienstnehmer vorn Dienstgeber auf Verlangen eine schriftliche

Aufzeichnung (Dienstschein) über diß wesentlichen Rechte und

Pflichten aus dem Dienstvertrag sowie über die angerechneten

Vordienstzeiten auszufolgen. Der Dienstschein ist vorn Dienst­

geber zu unterfertigen."

4. In § 21 Abs. 7 lautet das Zitat "§ 45 Abs. 1 des .Allgemeinen

Sozialversicherungsgesetzes - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, in der

Fassung des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 110/1993 und der Kund­

machung BGBl. Nr. 278/1993".
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5. § 26a lautet:

"§ 26a

"(1) Dem männlichen Dienstnehmer ist auf sein Verlangen ein Ur­

laub gegen Entfall des Arbeitsentgelts (Karenzurlaub) bis zum

Ablauf des zweiten Lebensjahres seines Kinde~ zu gewähren, wenn

er mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt, das Kind über­

wiegend selbst betreut und

1. die Mutter einen Anspruch auf Karenzurlaub aus Anlaß der

Mutterschaft nach österreichischen Rechtsvorschriften hat

oder

2. die Mutter keinen Anspruch auf Karenzurlaub hat, jedoch in­

folge Erwerbstätigkeit an der Betreuung des Kindes verhin­

dert ist.

Der Karenzurlaub darf nicht unterbrochen werden. Karenzurlaub

nach Z 1 gebührt nur für jenen Zeitraum, für den die Mutter

keinen Karenzurlaub in Anspruch nimmt.

(2) Anspruch auf Karenzurlaub unter den ~n Abs. 1 genannten

Voraussetzungen haben auch männliche Dienstn~hmer, die

1. allein oder mit ihrer Ehegattin ein Kind, welches das zweite

Lebensjahr noch nicht vollendet hat, an Kindes Statt ange­

nommen haben (Adoptivväter);

2. ein Kind, welches das zweite Lebensjahr ncch nicht vollendet

hat, in der Absicht, es an Kindes Statt anzunehmen, in un­

entgeltliche Pflege genommen haben (pflegeväter).

(3) Der männliche Dienstnehmer kann neben seinem karenzierten

Dienstverhältnis eine geringfügige Beschäftigung im Sinne des

§ 5 Abs. 2 lit. abis c ASVG ausüben. Eine Verletzung der

Arbeitspflicht bei dieser geringfügigen Beschäftigung hat keine

Auswirkungen auf das karenzierte Dienstverhältnis. Die Arbeits-
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leistung im Rahmen der geringfügigen Beschäftigung ist zwischen

Dienstnehmer und Dienstgeber vor jedem Arbeitseinsatz zu ver­

einbaren."

6. § 26b Abs. 2 zweiter Satz letzter Halbsatz lautet:

" ... , so beginnt der Karenzurlaub frühestens mit dem im § 3

Abs. 1 vierter Satz des Betriebshilfegesetzes, BGBl. N~.

359/1982, in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 337/

1993, genannten Zeitpunkt."

7. § 26d lautet:

"§ 26d

(1) Ist die Mutter, Adoptiv- oder Pflegemutter durch ein un­

vorhersehbares und unabwendbares Ereignis für eine nicht bloß

verhältnismäßig kurze Zeit verhindert, das Kind selbst zu be­

treuen, so ist dem Dienstnehmer (Vater, Adoptiv- oder Pflege­

vater im Sinne des .§ 26a) auf sein Verlangen für die Dauer der

Verhinderung, längstens jedoch bis zum Ablauf des zwe.~ ten

Lebensjahres des Kindes, jedenfalls ein Karenzurlaub ~u ge­

währen, wenn er mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt und

das Kind überwiegend selbst betreut.

(2) Der männliche Dienstnehmer hat Beginn und voraussichtliche

Dauer des Karenzurlaubes seinem Dienstgeber unverzüglich be­

kanntzugeben und die anspruchs begründenden Umstände nachzu­

weisen.

(3) Dieser Anspruch steht auch dann zu, wenn der Dienstnehmer

bereits Karenzurlaub verbraucht oder eine Teilzeitbeschäfti­

gung angetreten oder beendet oder für einen späteren Zeitpunkt

Karenzurlaub oder Teilzeitbeschäftigung angemeldet hat. § 26e

ist anzuwenden."
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8. § 26e Abs. 1 vierter Satz lautet:

"Bei Teilzeitbeschäftigung wegen Geburt eines Kindes oder bei

Verhinderung der Mutter endet der Kündigungs- und Entlassungs­

schutz vier Wochen nach Ende der Teilzeitbeschäftigung."

9. § 26e Abs. 2 und 3 lautet:

"(2) Bei Inanspruchnahme eines Karenzurlaubes durch den männ­

lichen Dienstnehmer im zweiten Lebensjahr des Kindes oder bei

Teilzeitbeschäftigung im zweiten oder dritten Lebensjahr des

Kindes kann eine Kündigung bis vier Wochen nach Ende des Ka­

renzurlaubes nur nach vorheriger Zustimmung des Gerichtes aus­

gesprochen werden, wenn die Klage auf Zustimmung zur Kündigung

nach dem Ablauf des ersten Lebensjahres des Kindes gestellt

wurde und der Dienstgeber den Nachweis erbringt, daß die Kün­

digung durch Umstände, die in der Person des Dienstnehmers ge­

legen sind und die betrieblichen Interessen nachteilig berüh­

ren oder durch betriebliche Erfordernisse, die einer Weiter­

beschäftigung des Dienstnehmers entgegenstehen, begründet ist

und die Aufrechterhaltung des Dienstverhältnisses dem Dienst­

geber unzumutbar ist. Der Dienstnehmer kann im zweiten Lebens­

jahr des Kindes bis vier Wochen nach Ende des Karenzurlaubes

nur aus den im § 34 ausdrücklich angeführten Gründen entlassen

werden.

(3) Endet der Karenzurlaub gemäß § 26b Abs. 4 vorzeitig, so

endet der Kündigungs- und Entlassungsschutz jedenfalls vier

Wochen nach dem Ende des Karenzurlaubes."

10. Der bisherige § 26f erhält die Absatzbezeichnung (1);

folgender Abs. 2 wird angefügt:

"(2) Fallen in ein Kalenderjahr auch Zeiten einer Teilzeitbe­

schäftigung, so gebühren sonstige, insbesondere einmalige Be­

züge im Sinne des § 67 Abs. 1 EStG 1988 in dem der Vollzeit­

und Teilzeitbeschäftigung entsprechenden Ausmaß i~ Kalender­

jahr."
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11. Nach § 26f werden folgende §§ 26g und 26h samt Überschrift

eingefügt:

"§ 26g

Teilzeitbeschäftigung

(1) Die Teilzeitbeschäftigung, ihr Beginn, ihre Dauer, ihr

Ausmaß und ihre Lage sind zwischen Dienstgeber und Dienst­

nehmer zu vereinbaren. In Betrieben, in denen ein für den

Dienstnehmer zuständiger Betriebsrat errichtet ist, ist

dieser auf Verlangen des Dienstnehmers den Verhandlungen

beizuziehen.

(2) D~r männliche Dienstnehmer kann im zweiten Lebensjahr des

Kindes eine Verkürzung der Arbeitszeit unter den Voraussetzun­

gen de~ Abs. 1, 5 und 6 in Anspruch nehmen, wenn im zweiten

Lebensjahr des Kindes kein Karenzurlaub in Anspruch genommen

wird und

1. von einem Elternteil bis zum Ablauf des ersten Lebensjahres

des Kindes ein Karenzurlaub in Anspruch genommen wurde oder

2. die Mutter wegen selbständiger Erwerbstätigkeit im ersten

Lebensjahr des Kindes keinen Anspruch auf Karenzurlaub hat,

jedoch infolge Erwerbstätigkeit im zweiten Lebensjahr des

Kindes an seiner Betreuung verhindert ist.

(3) Haben die Eltern während des zweiten Lebensjahres des Kin­

des eine Teilzeitbeschäftigung nicht gleichzeitig in Anspruch

geno~nen, so kann der Vater eine Teilzeitbeschäftigung auch

für das dritte Lebensjahr des Kindes in Anspruch nehmen.

(4) Bei Annahme an Kindes Statt oder Übernahme in unentgelt­

liche Pflege können für die Inanspruchnahme der Teilzeitbe­

schäftigung die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 oder 2 ent­

fallen.

(5) Cer Dienstnehmer hat die Inanspruchnahme, Dauer, Lage und

das Ausmaß der Teilzeitbeschäftigung seinem Dienstgeber be­

kanntzugeben.
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(6) Kommt keine Einigung zustande, so kann der Dienstnehmer

den Dienstgeber auf Einwilligung einer Teilzeitbeschäftigung

einschließlich Beginn, Dauer, Lage und Ausmaß klagen.

(7) Der Dienstgeber ist verpflichtet, seinem Dienstnehmer

auf dessen Verlangen eine Bestätigung über Beginn und Dauer

der Te~lzeitbeschäftigung oder die Nichtinanspruchnahme der

Teilzeitbeschäftigung auszustellen. Diese Bestätigung ist vom

Dienstnehmer mitzuunterfertigen.

(8) Der Kündigungs- und Entlassungsschutz beginnt mit der. Be­

kanntgabe der Verkürzung der Arbei tszei t (Abs. 5), jedoch

nicht vor der Geburt des Kindes, und endet vier Wochen nach

Beendigung der Teilzeitbeschäftigung. Die Bestimmungen über

den Kündigungs- und Entlassungsschutz gel ten auch während

eines Rechtsstre~tes gemäß Abs. 6, wenn der Dienstnehmer die

Klage bei Gericht binnen vier Monaten nach der Geburt des Kin­

des eingebracht hat.

(9) §§ 26e Abs. 2 und 3 und 26f sind anzuwenden.

§ 26h

(1) Hat der Dienstgeber der Mutter eine Teilzeitbeschäftigung

abgelehnt und nimmt die Mutter keinen Karenzurlaub für das

zweite Lebensjahr des Kindes in Anspruch, so kann der Dienst­

nehmer für diese Zeit Karenzurlaub bis zum Ablauf des zweiten

Lebensjahres des Kindes in Anspruch nehmen.

(2) Der Dienstnehmer hat Beginn und Dauer des Karenzurlaubes

unverzüglich nach der Ablehnung der Teilzeitbeschäftigung

durch den Dienstgeber der Mutter bekanntzugeben und die an­

spruchsbegründenden U;..stände nachzuweisen."
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12. § 31 Abs. 5 lautet:

"(5) Der Anspruch auf Abfertigung bleibt erhalten, wenn

a) Dienstnehmer bei Erreichung oder nach Überschreiten der für

die (vorzeitige) Alterspension erforderlichen Altersgrenzen

oder wegen Inanspruchnahme einer Pension aus einern Ver­

sicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit aus einer

gesetzlichen Pensionsversicherung oder

b) weibliche Dienstnehmer spätestens drei Monate nach der Ge­

burt, nach der Annahme eines Kindes, welches das zweite Le­

bensjahr noch nicht vollendet hat, an Kindest Statt (§ 105

Abs. 5 Z 1) oder nach Übernahme eines solchen Kindes in un­

entgeltliche Pflege (§ 105 Abs. 5 Z 2), bei Inanspruchnahme

eines Karenzurlaubes (§ 105 Abs. 1) spätestens sechs Wochen

nach dessen Beendigung oder während der Inanspruchnahme

einer Teilzeitbeschäftigung (§ 105a) das Dienstverhältnis

auflösen1"

13. § 31 Abs. 6 erster Satz lautet:

"(6) Abs. 5 lit. b gilt auch für männliche Dienstnehmer

(Väter, Adoptiv- oder Pflegeväter), wenn sie Karenzurlaub

oder Teilzeitbeschäftigung (§ 26g) in Anspruch nehmen."

14. In § 31 erhält der bisherige Abs. 7 die Bezeichnung Abs. 8;

der neue Abs. 7 lautet:

"( 7) Für die BerechnuT'g der Abfertigung bei Teilzei tbe­

schäftigung und geringfügiger Beschäftigung gilt folgendes:

1. Für die Berechnung der Höhe der Abfertigung gemäß Abs. 5

lit.b und Abs. 6 bleiben Zeiten gemäß § 26 Abs. 2 und

§ 105 Abs. 1 letzter Satz Außer Betracht.

2. Bei Kündigung durch den Dienstgeber, unverschuldeter

Entlassung, begründetem vorzeitigen Austritt oder ein­

vernehmlicher Auflösung ist bei Ermittlung des Entgelts

(Abs. 1) die volle Arbeitszeit zugrunde zu legen.
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3. Bei Kündigung durch den Dienstnehmer während einer

Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 26g und 10sa ist für

die Berechnung des für die Höhe der Abfertigung maßgeb­

lichen Monatsentgelts von der in den letzten fünf

Joihren geleisteten Arbeitszeit unter Außerachtlassung

c.i2r Zeiten eines Karenzurlaubes auszugehen."

15. In § 68 Abs. 2 Z 2 lautet das Zitat des Schulunterrichts­

gesetzes "BGBl. Nr. 472/1986".

16. Dem § 69 Abs. 5 wird folgender zweiter Satz angefügt:

"Diese Frist verlängert sich bei Inanspruchnahme eines

Karenzurlaubes gemäß den §§ 26a, 26d und 105 um jenen

Zei traum, der den Karenzurlaub 'l:TI zehn Monate übersteigt."

17. In § 74 erhält der bisherige Abs. 2 die Bezeichnung

Abs. 3; der neue Abs. 2 lautet:

"(2) Bei Kündigung seitens des Dienstgebers, begründetem

von~€'i tigen Austri tt, Entlassung ohne Verschulden des

Dierstnehmers und einvernehmlicher Auflösung des Dienst­

verhältnisses während einer Teilzeitbeschäftigung gemäß

den ~§ 26g oder 10sa ist der Berechnung der Entschädi­

gung jene Arbeitszeit zugrunde zu legen, die in dem Ur­

laubs jahr, in dem der zu entschädigende Urlaubsanspruch

entstanden ist, vorn Dienstnehmer überwiegend zu leisten

war. "

18. § 76 samt Überschrift entfällt.

19. § 105 Abs. 1 lautet:

"(1) Dienstnehmerinnen ist auf ihr Verlangen im Anschluß

an die Frist nach § 99 Abs. 1 ~nd 2 oder im Anschluß an

einen Karenzurlaub des Vaters, Adoptiv- oder Pflegevaters
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(§ 2 des Eltern-Karenzurlaubsgesetzes, BGBl. Nr. 651/1989, in

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 833/1992, oder

gleichartige österreichische Rechtsvorschriften) ein Urlaub

bis zum Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes gegen Ent­

fall des Arbeit~e1tgelts (Karenzurlaub) zu gewähren; das

gleiche gilt, ~enn anschließend an die Frist nach § 99 Abs. 1

und 2 ein Gebührenurlaub verbraucht wurde"oder die Dienstneh­

merin durch Krankheit oder Unglücksfall an der Dienstleistung

verhindert war. Der Karenzurlaub darf nicht unterbrochen wer­

den. § 26a Abs. 3 gilt sinngemäß."

20. § 105 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:

"§ 26e Abs. 2 gilt sinngemäß."

21. § 105 Abs. 5 Z 1 lautet:

"1. allein oder mit ihrem Ehegatten ein Kind, welches das

zweite Lebensjahr noch nicht vollendet hat, an Kindes

Statt angenommen haben (Adoptivrnütter);"

22. § 105 Abs. 5 let~~er Satz lautet:

"Anstelle des in .!\bs. 1 erster Halbsatz festgelegten Zei t­

punktes ist Adopt.ivrnüttern der Karenzurlaub ab dem Tag der

Annahme an Kind3s Statt, Pflegemüttern ab dem Tag der Über­

nahme in Pflege t1s zum Ablauf des zweiten Lebensjahres des

Kindes zu gewähren."

23. § 105 Abs. 7 lautet:

"(7) Ist der Vater, Adoptiv- oder Pflegevater, der das Kind

überwiegend selbst betreut, durch ein unvorhersehb-res und

unabwendbares Ereignis für eine nicht bloß verhältnismäßig

kurze Zeit verhindert, das Kind selbst zu betreuen, so ist

der Dienstnehmerin auf Verlangen für die Dauer der Verhin­

derung, längstens jedoch bis zum Ablauf des zweiten Lebens-
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jahres des Kindes Karenzurlaub zu gewähren. § 26d Abs. 2 und

3 gilt sinngemäß."

24. Dem § 105 wird folgender Abs. 8 angefügt:

"(8) Hat die Dienstnehmerin auf Karenzurlaub zugunsten des

Vaters zur Gänze verzichtet, so beginnt der Kündigungs- und

Entlassungsschutz bei Inanspruchnahme eines Karenzurlaubes

wegen Verhinde~ung des Vaters mit der Meldung und endet vier

Wochen nach Beendigung des Karenzurlaubes."

25. Nach § 105 wird folgender § 105a samt Überschrift einge­

fügt:

"§ 105a

Teilzeitbeschäftigung

(1) Die Teilzeitbeschäftigung,' ihr Beginn, ihre Dauer, ihr

Ausmaß und ihre Lage sind zwischen Dienstgeber und Dienst­

nehmerin zu vereinbaren. In Betrieben, in denen ein für die

Dienstnehmerin zuständiger Betriebsrat errichtet ist, ist

dieser auf Verlangen der Dienstnehmerin der Verhandlung bei­

zuziehen.

(2) Die Dienstnehmerin kann im zweiten Lebensjahr des Kindes

eine Verkürzung der Arbeitszeit unter den Voraussetzungen des

Abs. 1 und des § 26g Abs. 5 und 6 in Anspruch nehmen, wenn im

ersten Lebensjahr des Kindes ein Karenzurlaub in Anspruch

genommen wurde und im zweiten Lebensjahr des Kindes kein

Karenzurlaub in Anspruch genommen wird.

(3) Der Kündigungs- und Entlassungsschutz endet vier Wochen

nach Beendigung jer Teilzeitbeschäftigung. Die Bestimmungen

über den Kündig'.mgs- und Entlassungsschutz gelten auch

während eines Rechtsstreit~s auf Teilzeitbeschäftigung, wenn

die Dienstnehmerin die Klage bei Gericht binnen vier Monaten

nach der Geburt des Kindes eingebracht hat.
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(4) §§ 26g Abs. 3 bis 7 und 26h sind anzuwenden."

26. § 107a entfällt.

27. § 108 lautet:

"§ 108

(1) Jugendliche im Sinne ctieses Bundesgesetzes sind Personen,

die nicht als Kinder im Sinne des § 109 Abs. 6 gelten,

1. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres oder

2. bis zur Beendigung eines Lehr- oder sonstigen mindestens

einjährigen Ausbildungsverhältnisses, längstens jedoch bis

zur Vollendung des 19. Lebensjahres.

(2) Die regelmäßige Wochenarbeitszeit der Jugendlichen darf 40

Stunden, die Tagesarbeitszeit neun Stunden nicht überschreiten.

§ 57 gilt sinngemäß.

(3) Jugendlichen ist nach Beendigung der täglichen Arbeits­

zeit eine ununterbrochene ~lhezeit von mindestens zwölf Stun­

den zu gewähren. Für Jugendliche, die mit der Viehpflege und

,Melkung (Stallarbeit) beschäftigt sind, kann die Ruhezeit ab

Vollendung des 16. Lebensjahres auf zehn Stunden verkürzt

werden.

(4) Jugendliche dürfen zur Nachtarbeit (§ 62) und zur Über­

stundenarbeit (S 61) nicht herangezogen werden.

(5) Den Jugendlichen ist wöchentJ~ch eine ununterbrochene

Freizeit von 41 Stunden zu gewähren, in die der Sonntag zu

fallen hat; diese Wochenfreizeit soll nach Möglichkeit

spätestens um 13.00 Uhr am Samstag 'beginnen. Arbeiten während

der Wochenfreizeit und an Feiertagen sind nur in besonders

dringlichen Fällen (§ 64 Abs. 5) zulässig.
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(6) Jugendliche, die während der Wochenfreizeit (Abs. 5) be­

schäftigt werden, haben in der folgenden Woche unter Fort­

zahlung des Entgelts Anspruch auf Freizeit in folgendem Aus­

maß:

1. Bei einer Beschäftigung am Samstag nach 13.00 Uhr im Aus­

maß der geleisteten Arbeit;

2. bei einer Beschäftigung am Sonntag im doppelten Ausmaß

der geleisteten Arbeit;

3. bei einer Beschäftigung während der Wochenfreizeit am

Samstag nach 13.00 Uhr und am Sonntag eine ununterbrochene

Wochenfreizeit von 41 Stunden.

Jedes zweite Wochenende muß arbeitsfr~)i bleiben. Eine Beschäf­

tigung während der Wochenfreizeit ist an höchstens 15 Wochen­

enden im Kalenderjahr erlaubt."

28. Nach § 108 sind folgende §§ 108a und 108b einzufügen:

"§ 108a

(1) Bei je~ Beschäftigung Jugendlicher ist auf ihre Gesundheit

und körper:iche Entwicklung besonders Rücksicht zu nehmen.

(2) Die Landesregierung hat unbe schedet; des § 82 Abs. 3 und 4

durch Verordnung die Beschäftigung von Jugendlichen mit be­

stimmten Arbeiten, die mit besonderen Gefahren für die Ge­

sundneit verbunden sind, zu untersagen oder von Bedingungen

abhängig zu machen.

(3) Jugendliche, die das 16. Lebensjahr noc~ nicht vollendet

haben oder in einem Lehr- oder sonstigen mindestens einjähri­

gen Ausbildungsverhältnis stehen, dürfen nicht zu Akkordar­

beiten, akkordähnlichen Arbeiten, leistungsbezogenen Prämien­

arbeiten und sonstigen Arbeiten, bei denen durch ein gestei­

gertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden kann,
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herangezogen werden. Lehrlinge oder Jugendliche, die in einern

sonstigen mindestens einjährigen Ausbildungsverhältnis ste­

hen, dürfen nach Vollendung des 16. Lebensjahres zu Ausbil­

dungszwecken fallweise bei den im ersten Satz genannten

Tätigkeiten mitarbeiten, jedoch darf sich ihre Entlohnung

nicht nach ihrer erbrachten Leistung richten. Dieses Verbot

gilt nicht für Lehrverhältnisse, die gemäß § 17 Land- und

forstwirtschaftliche Berufsausbildungsordnung 1993, LGBl.

Nr ..... (LFBAO), im Anschluß an ein~ andere abgeschlossene

Lehre eingegangen werden (Anschlußlehre).

(4) Der Dienstgeber ist verpflichtet, den Jugendlichen die

für die Durchführung der Jugendlichenuntersuchungen gemäß

§ 132a ASVG erforderliche Freizeit unter Fortzahlung des Ent­

gelts zu gewähren.

(5) Außerhalb des Betriebes dürfen Jugendliche nicht zur

Beförderung höherer Geld- oder Sachwerte unter eigener Ver­

antwortung herangezogen werden.

§ 108b

(1) Körperliche Züchtigungen oder erhebliche wörtliche Be­

leidigungen sind v~rboten.

(2) Geldstrafen dürfen über Jugendliche als Disziplinarmaß­

nahme nicht verhängt werden.

(3) Dienstgebern oder deren Bevollmächtigten, die wegen Über­

tretung von Vorschriften betreffend den Schutz der Jugend­

lichen bestraft wurden, kann auf Antrag der Land- und Forst­

wirtschaftsinspektion die Beschäftigung von Jugendlichen auf

bestimmte Zeit oder auf Dauer untersagt werden."

29. § 122 samt Überschrift entfällt.

30. In § 123 Abs. 3 wird das Zitat "(§ 129)" durch das Zitat

"(§ 8 LFBAO)" ersetzt.
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31. § 123 Abs. 6 lautet:

"(6) Der Lehrberechtigte ist verpflichtet, den Lehrling nach

Ablauf der Lehrzeit drei Monate im erlernten Beruf weiter zu

verwenden (Behaltepflicht) .)ie Behaltepflicht entfällt oder

wird verkürzt, wenn nach Beendigung des Lehrverhältnisses ein

weiteres Lehrverhältnis eingegangen wird (Anschlußlehre gemäß

s 17 LFBAO)."

32. Dem § 123 wird folgender Abs. 7 angefügt:

"(7) Auf Antrag hat die land- und forstwirtschaftliche Lehr­

lings- und Fachausbildungsstelle (§ 22 LFBAO) dem Lehrbe­

rechtigten binnen 14 Tagen die im Abs. 6 festgesetzte Ver­

pflichtung zu erlassen oder die Bewilligung zur Kündigu~~

vor Ablauf der Behaltepflicht zu erteilen, wenn diese Ve~­

pflichtung aus wirtschaftlichen Gründen nicht erfüllt werden

kann. Wird dem Antrag stattgegeben, darf der Lehrberechtigte

vor Ablauf der im Abs. 6 genannten Frist keinen neuen Lehrling

aufnehmen."

33. § 124 Abs. 1 lautet:

"(1) Die Lehrzeit dauert dr~i Jahre. Sie kann bei Wiederholung

einer Berufsschulklasse oder nicht bestandener FacharDeiter­

prüfung höchstens um ein J~hr verlängert werden. Sie kann bei

vorzeitiger Ablegung der Facharbeiterprüfung gemäß § 13 Abs. 2

LFBAO um höchstens acht Wochen verkürzt werden."

34. In § 124 Abs. 4 entfällt das Zitat "(§ 122 Abs. 1)".

35. § 124 Abs. 5 entfällt.

36. In § 125 Abs. 3 lit. f entfällt das Zitat "(§ 128)".

37. In § 125 Abs. 5 werden die Zitate "§ 124 Abs. 1 bis 4" und

§§ 126 bis 128" durch die Zitate "§ 124" und "§§ 126 und 127"

ersetzt.
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38. Die §§ 126 und 127 lauten samt Überschrift:

"§ 126

Pflichten des Lehrlings

(1) Der Lehrling hat sich zu bemühen, die für den Lehrberuf

erforderlichen Fertigkeiten und Kenntnisse zu erwerben. Er

hat die ihm im Rahmen der Ausbildung üb8rtragenen Aufgab~n

ordnungsgemäß zu erfüllen, die Unfallverhütungsvorschriften

genau zu beachten und die ihm anvertrauten Tiere, Geräte und

Maschinen sorgsam zu behandeln.

(2) Der Lehrling hat den Unterricht in der Berufsschule und

die vorgeschriebenen Fachkurse regelmäßig und pünktlich zu

besuchen. Er hat dem Lehrberechtigten das Zeugnis der Berufs­

schule (des Fachkurses) unmittelbar nach Erhalt und auf Ver­

langen die Hefte und sonstigen Unterlagen, insbesondere auch

die Schularbeiten, vorzulegen.

§ 127

Pflichten des Lehrberechtigten

(1) Der Lehrberechtigte hat für die ~ü~bildung des Lehrlings

zur sorgen und ihn unter Bedachtnahme auf die Ausbildungsvor­

schriften des Lehrberufes selbst zu un~erweisen oder durch

geeignete Personen unterweisen zu lassan ..

(2) Der Lehrling darf nur zu Tätigkeiten herangezogen werden,

die mit dem Wesen der Ausbildung vereinbar sind.

(3) Der Lehrberechtigte hat den Lehrling zur ordnungsgemäßen

Erfüllung seiner Aufgaben und zu verantwortungsbewußtem Ver­

halten anzuleiten und ihn auf die Unfallverhütungsvorschriften

aufmerksam zu machen.
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(4) Dem Lehrling ist die zum Besuch der Berufsschule oder der

vorgeschriebenen Fachkurse notwendige freie Zeit ohne Schmä­

lerung des "Entgelts zu gewähren. Der Lehrberechtigte hat den

Lehrling zum regelmäßigen Besuch des Unterrichtef anzuhalten.

(5) Die Unterrichtszeit in der Berufsschule (den Fachkursen),

zu deren Besuch der Lehrling gesetzlich verpflichtet ist, ist

auf die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit anzurechnen.

(6) Die Pausen in der Berufsschule, der Besuch vo~ Freigegen­

ständen und entfallende Unterrichtsstunden sow~e berufsbe­

zogene Fachkurse, zu deren Besuch keine gesetzliche Verpflich­

tung besteht, sind in die Unterrichtszeit (Abs. 5) einzurech­

nen.

(7) Der Lehrberechtigte hat dem Lehrling während der Dauer

der Lehrzeit und der Behaltepflicht (§ 123 Abs. 6) die zur

erstmaligen Ablegung der Facharbeiterprüfung und der in den

Ausbildungsvorschriften vorgesehenen Zwischenprüf~ngen er­

forderliche Zeit unter Fortzahlung des Entgelts freizugeben.

(8) SChülervertretern und Mitgliedern von Schülerbeiräten

ist für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Obliege~heiten die

erforderliche Freizeit unter Fortzahlung des Entgelts zu ge­

währen, soweit die wahrnehmung dieser Verpflichtung in die

Arbeitszeit fällt."

39. Die §§ 128 und 129 entfallen.

40. In S 130 Abs. 1 ~rhalten die bisherigen lit. fund g die Be­

zeichnung g und hi die neue lit. f lautet:

"f) durch einvernehmliche Auflösung (S 131a)i"



- 17 -

41. § 130 Abs. 1 lit. i lautet:

"i) im Falle des Wfderrufes oder des Erlöschens der Aner­

kennung als Lehrbetrieb oder als Lehrberechtigter (§ f

Abs. 7 LFBAO)."

42. § 131 samt Überschrift lautet:

"§ 131

Auflösung des Lehrverhältnisses

(1) Das Lehrverhältnis kann vor Ablauf der Lehrzeit rechts­

wirksam nur aus wichtigen Gründen aufgelöst werden; solche

sind insbesondere auf Seite

1. des Lehrberechtigen,

a) wenn der Lehrling sich eines Diebstahles, einer Verun­

treuung oder einer sonstigen strafbaren Handlung schul­

dig gemacht hat, welche ihn des Vertrauens des Lehrbe­

rechtigten unwürdig erscheinen läßt;

b) wenn der Lehrling die Arbeit wiederholt unbefugt ver­

lassen hat oder beharrlich seine Pflichten vernach­

lässigt;

c) wenn der Lehrling unfähig wird, den Lehrberuf zu er­

lernen, sofern innerhalb der vereinbarten Lehrzeit eine

Wiedererlangung dieser Fähigkeit nicht zu erwarten ist;

d) wenn der Lehrling durch mehr als drei Monate in Haft,

ausgenommen Untersuchungshaft, gehalten wird;

2. des Lehrlings oder seines gesetzlichen Vertreters,

a) wenn der Lehrberechtigte die Ausbildungspflicht nicht

erfüllt;

b) wenn der Lehrling nicht ohne Schaden für seine Gesund­

heit im Lehrverhältnis bleiben kann;
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c) wenn der Lehrberechtigte den Lehrling zu unsittlichen

oder gesetzwidrigen Handlungen zu verleiten sucht, ihn

mißhandelt, körperlich züchtigt oder erheblich wört­

lich beleidigt oder es unterläßt, den Lehrling vor

Mißhandlungen, körperlicher Züchtigung, erheblicher

wörtlicher Beleidigung oder unsittlichen Handlungen

durch Familienangehörige des Lehrberechtigten oder

Dienstnehmer des Betriebes zu schützen;

d) wenn der Lehrberechtigte wiederholt gegen die §§ 108,

108a, 108b verstößt.

(2) Die vorzeitige Auflösung des Lehrverhältnisses nach Abs.

1 kann rechtswirksam nur schriftlich erfolgen. Wird das Lehr­

verhältnis vom Lehrling aus den in Abs. 1 Z 2 genannten Grün­

jen vorzeitig aufgelöst, muß überdies die Zustimmung seines

~esetzlichen Vertreters vorliegen. Satz 1 und 2 gelten nicht

für die Heimlehre (§ 123 Abs. 4)."

43. Nach § 131 wird folgender § 131a eingefügt:

"§ 131a

\1) Das Lehrverhältnis kann vor Ablauf der Lehrzeit einver­

nehmlich aufgelöst werden.

(2) Die einvernehmliche Auflösung des Lehrverhältnisses nach

Abs. 1 kann rechtswirksam nur schriftlich erfolgen und bedarf

überdies der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters des Lehr­

lings.

(3) Bei einvernehmlicher Auflösung des Lehrverhältnisses muß

eine Amtsbestätigung eines Gerichts (§ 92 Arbeits- und Sozi­

alger_chtsgesetz, BGB1. Nr. 104/1985, in der Fassung des Bun­

desgesetzes BGB1. Nr. 110/1993) oder der gesetzlichen Inter­

essenvertretung der Dienstnehmer vorliegen, aus der hervor­

geht, daß der Lehrling über die Bestimmungen betreffend die

Endigung und die einver nehmliche Auflösung des Lehrverhält­

nisses belehrt wurde.
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(4) Abs. 2 und 3 gelten nicht für die Heimlehre (§ 123

Abs. 4)."

44. Die §§ 133 bis 135 entfallen.

45. In § 232a Abs. 6 wird das Zitat "(§ 7 Abs. 1 AVG 1950)" durch

das Zitat "(§ 7 Abs. 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensge­

setz 1991 - AVG, BGBl. Nr . 51)" ersetzt.

46. Nach Abschnitt 10 wird folgender Abschnitt 10a samt Über­

schrift eingefügt:

"Abschnitt 10a

§ 234a

Aufzeichnungspflichten

(1) Über die in § 73 bestimmten Aufzeichnungspflichten hinaus

hat der Dienstgeber Aufzeichnungen zu führen über

1. die geleisteten Arbeitsstunden und deren Entlohnung;

2. die BeEt:häftigung an Sonn- und Feiertagen und den gewährten

Freizeitausgleich gemäß §§ 59 Abs. 1 und 64 Abs. 4 lit. a.

(2) Für Jugendliche sind folgende Aufzeichnungen zu führen:

1. Name, Geburtsdaten und Anschrift des Jugendlichen;

2. Name und Anschrift des gesetzlichen Vertreters;

3. Tag des Eintritts in den Betrieb;

4. Art der Beschäftigung;

5. die geleisteten Arbeitsstunden (Tätigkeiten gemäß § 10Ba

Abs. 3 sind gesondert auszuweisen) und deren Entlohnung

einschließlich der Unterrichtszeit in der Berufsschule und

der vorgeschriebenen Fachkursei

6. Angaben über die Beschäftigung während der Wochenfreizeit

(§ 108 Abs. 5) und die hiefür gewährten Freizeiten.
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(3) § 73 Abs. 2 ist anzuwenden.

(4) Für Betriebe, die dauernd weniger als fünf Dienstnehmer

beschäftigen, kann durch Kollektivvertrag eine von Abs. 1 und

2 abweichende Regelung getroffen werden."

47. § 235 Abs. 1 lautet:

"(1) Wer den Bestimmungen der §§ 56 bis 64, 73, 77 bis 109,

111 bis 113, 127, 233 und 234a zuwiderhandelt, begeht eine

Verwaltungsübertretung und ist, sofern die Tat nicht nach

anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, mit

einer Geldstrafe b5.s zu 15.000 S zu bestrafen."

48. In § 235 Abs. 4 wird das Zitat "§ 56 Abs. 2 bis 4 des Verwal­

tungsstrafgesetzes, BGBl. Nr. 172/1950" durch das Zitat "§ 56

Abs. 2 bis 4 Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG, BGB1. Nr.

52" ersetzt.



Erläuterungen

Allgemeines:

In der vorliegenden Novelle zur Landarbeitsordnung 1977 werden

folgende seit Verlautbarung der Landarbeitsordnungs-Novelle 1990,

LC~). Nr. 67, ergangene grundsatzgesetzliche Änderungen des Land­

arbeitsgesetzes berücksichtigt:

- BGB1. Nr. 298/1990 dadurch, daß die die Berufsausbildung

betreffenden Regelungen aus der Landarbeitsordnung herausgelöst

und in der Berufsausbi1dungsordnung übergeführt werden;

- BGB1. Nr. 299/1990 dadurch, daß in § 26b der Abs. 2 an die ge­

änderte Fassung des Betriebshilfegesetzes angepaßt wird;

- BGB1. Nr. 408/1990 dadurch, da! die Karenzurlaubsregelungen den

geänderten bundesrechtlichen Bestimmungen angepaßt werden;

- BGB1. Nr. 450/1990 dadurch, daß der mit Novelle LGB1. Nr. 48/

1982 aufgenommene § 107a gestrichen wird, da es sich bei dieser

Bestimmung über die Ausländerbeschäftigung um unmittelbar

ar..wendbares Bundesrecht handelt;

- BGB1. Nr. 628/1991 dadurch, daß § 76 gestrichen wird;

- BGB1. Nr. 472/1992 dadurch, daß der Schutz der· Jugendlichen im

Bereich der Land- und Forstwirtschaft an das Kinder- und Jugend­

lichen-Beschäftigungsgesetz angepaßt wird; diese Regelungen

stellen den Hauptteil der vorliegenden Novelle dar.

Bemerkt wird, daß die Regelungsinhalte fast zur Gänze vom Grund­

satzgesetz vorgegeben sind.

Dem Land werden durch diese Novelle ke~ne Kosten entstehen.
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Zu den einzelnen Bestimmungen wird bemerkt:

Zu Z. 1 (§ 3 Abs. 3):

Die Neufassung der Bestimmungen über den Arbeitsschutz Jugend­

licher macht e~öe Berichtigung des Abs. 3 erforderlich.

1. Für familieneigene Jugendliche sollen folgende neu in den

Gesetzestext aufgenommene Regelungen nicht zur Anwendung

gelangen:

§ lOB Abs. 2 bis 6:

Nach geltendem Recht wird die Arbeitszeit, die Sonn- und

Feiertagsruhe und die tägliche Mindestruhe auch für Jugend­

liche im Abschnitt 4 der Landarbeitsordölng geregelt. Nunmehr

werden für Jugendliche besondere Bestimm~ngen geschaffen. Da

Abschnitt 4 auf familieneigene Arbeitskräfte nicht anzuwenden

ist, sollen auch diese Regelungen keine Anwendung finden.

§ 10Ba Abs. 5

§ lOB b:

Die Nichtanw,:ndung der Abs. 1 und 3 ergibt sich aus dem Nahe­

verhältnis innerhalb der Familie.

2. Das Verbot Ler Akkordarbeit für Jugendliche, das Gebot, bei

Beschäftigung Jugendlicher auf deren Gesundheit besonders

Rücksicht zu nehmen sowie die Verpflichtung des Dienstgebers,

den Jugendlichen für die Durchführung der Jugendlichenunter­

suchungen die erforderliche Freizeit unter Fortzahlung des

Entgelts zu gewähren, gelten derzeit bereits für familieneigene

Arbeitskräfte.

Zu Z. 3 es 7):

Die Landarbeitsordnung normiert nur hinsichtlich des Urlaubes

zwingend die Aufzeichnung von angerechneten Vordienstzeiten (§ 73

Abs. 1 Z. 1), nicht jedoch für andere Ansprüche des Dienstnehmers,

die sich nach der Dauer des Dienstverhältnisses ~ichten. Deshalb
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wird in § 7 nunmehr auch die Verpflichtung aufgenommen, im

Dienstschein künftig auch das Ausmaß der angerechneten
Vordienstzeiten anzuführen.

Zu Z. 4 (§ 21):

Die Berichtigung des Zit.ats erfolgt auf Grund der 45. ASVG­

Novelle, BGBl. Nr. 2S3/19SS.

Zu Z. 5, 7 bis 14, 16, 17, 19 bis 25 (§§ 26~, 26d, 26e, 26f, 269,

26h, 31, 69, 74, 105, 105a):

Diese Bestimmungen beinhalten die wörtliche Wiedergabe der Grund­

satzbestimmungen der Novelle BGBl. Nr. 40S/1990 des Landarbeits­

gesetzes.

Zu Z. 27 und 2S (§§ lOS, 10Sa und 10Sb):

§ lOS enthält in seiner geltenden Fassung die gesamten Arbeits­

schutzbestimmungen für Jugendliche. Im Hinblick auf die durch den

vorliegenden Entwurf vorgenommene Erweiterung und Ergänzung er­

scheint es aus systematischen Gründen sowie im Interesse einer

besseren Uberschaubarke~t zweckmäßig, die Regelung des Jugendar­

beitsschutzes auf drei Paragraphen (lOS, 10Sa, 10Sb) aufzu­

teilen. Im § lOS (neu) sind neben der Begriffsbestimmung (Abs. 1)

die Arbeitszeitvorschrif~en zusarnmengefaßt.

Mit § 109a Abs. :2 des Grundsatzgesetzes wird die Ausführungs­

gesetzgebung beauftragt, besonders gefährliche Arbei t.en für

Jugendliche entweder zu verbieten oder von Bedingungen abhängig zu

machen.

In § 108a Abs. :2 des Entwurfes wurden in Anlehnung an § 23 Abs. :2

Kinder- und Jugendbeschäftigungsgesetz diese Arbeiten nicht im

Gesetz aufgezählt; die Nennung dieser Arbeiten wurde vi~lmehr

durch Verordnungsermächtigung der Landesregierung ü~erlassen: Vor

allem die fortschreitende Technisierung der Land- und Forstwirt­

schaft erfordert eine flexible Anpassung an geändeI·te Gegenbehei­

ten; eine solche Anpassung geschieht zweckmäßigerweise durch Ver­

ordnung.
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Im neu angeführten § 108b werden allgemeine ergänzende Arbeits­

schutzbestimmungen für Jugendliche (Maßregelungsverbot, Diszipli­

narmaßnahmen), die bisher nicht in der Landarbeitsordnung enthal­

ten waren, zusammengefaßt.

Abs. 1 übernimmt die Regelung dp.s § 22 Abs. 1 KJBG und verbietet

sowohl körperliche Züchtigung als auch erhebliche wörtliche

Beleidigung.

Abs. 2 entspricht § 22 Abs. 2 letzter Satz des KJBG und stellt

klar, daß Geldstrafen als Disziplinarmaßnahmen, soweit solche nach

§ 204 Landarbeitsordnung überhaupt zulässig sind, über Jugendliche

nicht verhängt werden dürfen.

Abs. 3 ist geltendes Recht. Zusätzlich zu den Dienstgebern wurden

die Bevollmächtigten eingefügt.

Zu Z. 2 9, 35, 3 9, 44 (§ § 12 2, 124 Abs. 5, 12 8, 12 9, 13 3 bi s 135):

Der Entfall der angeflihrten Bestimmungen in der LArbO entspricht

der Aufnahme dieser Bestimmungen in der Land- und forstwirt­

schaftlichen Berufsausbildungsordnung.

Zu Z. 31 (§ 123 Abs. 6):

Während nach geltendem Recht dpr Lehrberechtigte nur dann ver­

pflichtet ist, den Lehrling nach Ablauf der Lehrzeit weiter zu

beschäftigen, wenn dies vorn Lehrling (oder des sen gesetzlichem

Vertreter) ausdrücklich verlangt wird, sieht die Neuregelung die

Einhaltung der Behaltepflicht durch den Lehrberechtigten ohne An­

trag vor. Dadurch soll sichergestellt werden, daß der Lehrling die

erlernten Kenntnisse noch durch praktische Anwendung vervollkomm­

nen kann. Auch das gewerbliche Berufsausbildungsgesetz (S 18 BAG)

sieht die Behaltepflicht zwingend vor. Wird jedoch nach Abschluß

eines Lehrverhältnisses ein weiteres Lehrverhältnis eingegangen

(Anschlußlehre), so entfällt die Behaltepflicht zur Gänze. E~ ist

jedoch auch möglich, daß eine Anschlußlehre während der Behalte­

pflicht begründet wird. In diesem Fall wird die Behaltepflicht

verkürzt. Die Behaltefrist wird jedoch dann nicht verkürzt, wenn

das neue Lehrverhältnis nach Ablauf der Behaltefrist beginnt.
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Zu Z. 32 (§ 123 Abs. 7):

Analog zu § 18 Abs. 3 BAG sieht nun auch § 123 Abs. 7 die Möglich­

keit vor, den Dienstgeber aus wirtschaftlichen Gründen von der

Einhaltung der Behaltepflicht zu befreien. Zuständig hiefür ist

die land- und forstwirtschaftliche Lehrlill~~- und Fachausbildungs­

stelle.

Abs. 7 sieht zwei Arten der Ausnahmen von der Behaltepflicht vor:

a) Nur wenn der Befreiungsantrag während des Bestandes des Lehr­

verhältnisses so zeitgerecht gestellt wird, daß darüber ent­

schieden werden kann, ist eine Befreiung von der Behaltepflicht

möglich.

b) Wird der Befreiungsantrag nicht zeitgerecht oder erst nach Be­

ginn der Behaltepflicht gestellt, so kann keine Befreiung mehr

erfolgen, sondern nur die Bewilligung zur Kündigung des Dienst­

nehmers erteilt werden. Dies ist jedoch so zu verstehen, daß

der Antrag auf Bewilligung zur Kündigung nicht als Kündigungs­

erklärung gilt. Vielmehr kann der Dienstgeber die Kündigung

rechtswirksam erst dann aussprechen, wenn er den Bewilligungs­

bescheid in Händen hat. Dabei hat er die gesetzlichen, kollek­

tivvertraglichen, betriebsvereinbarungs- und einzelvertrag­

lichen Bestimmungen zu beachten.

Wird dem Antrag des Lehrberechtigten stattgegeben, so darf er

während der Dauer der Behaltepflicht ke Lnen neuen Lehrling

aufnehmen. Tut er dies entgegen dem Verbot trotzdem, so hat die

land- und forstwirtschaft~iche Lehrlings- und Fachausbildungs­

stelle die Eintragung des Lehrvertrages zu verweigern.

Die neue Grundsatzbestimmung des § 127 Abs. 1 LAG beauftragt die

Ausführungsgesetzgebung den Inhalt des Lehrvertrages zu regeln. Da

dieser Inhalt in § 125 bereits ausführlich geregelt ist, erübrigt

sich eine weitere Ausführung.
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Zu Z. 38 (§§ 126 und 127):

§ 126 wird inhaltlich nicht verändert. Die Neufassung, die teil­

weise in Anlehnung an § 10 Abs. 1 BAG erfolgt, ersetzt vielmehr

die veraltete Ausdrucksweise und stellt so eine leichtere Les­

barkeit des Gesetzes sicher. Gleichzeitig werden d~e bisherigen

Abs. 1 und 2 in einem Absatz (Abs. 1 neu) zusammenge7.ogen.

§ 127 Abs. 1 übernimmt anstelle der veralteten Ausdrucksweise die

moderne Textierung des § 9 Abs. 1 BAG. Eine inhaltliche Änderung

tritt dadurch nicht ein.

Abs. 2 verbietet die Verwendung des Lehrlings zu berufsfremden

Arbeiten. Dieses Verbot, das dem § 9 Abs. 2 BAG nachgebildet ist,

soll verhindern, daß der Lehrling durch die Beschäftigung mit

Hilfstätigkeiten in seinem Lehrberuf nicht ausreichend ausgebildet

wird. Es ist jedoch unbestritten notwendig, den Lehrling auch zur

.Sauberhal tung seines Arbeitsplatzes sowie zur Säuberung und In­

standhaltung seiner Arbeitsgeräte anzuhalten.

Die neue eingefügten Abs. 5 bis 7 entsprechen den B&G~immungen des

§ 11 Abs. 5, 6 und 8 des KJBG in der geltenden Fassun~.

Abs. 5 enthält die bisher im Landarbeitsrecht f eh l eude Anordnung,

die Unterrichtszeit auf die Arbeitszeit anzurechnen. Durch die

Einfügung des Abs. 5 (neu) wird auch in der LArbO dem im KJBG

bereits verwirklichten Grundsatz "Unterrichts zeit ist Arbeitszeit"

Rechnung getragen. Es sind somit jene Schul- und Kurszeiten, deren

Besuch verpflichtend ist, in die Arbeitszeit einzurechnen.

Gemäß Abs. 6 werden bestimmte Zeiten in der Berufsschule (Pausen,

Freigegenstände, entfallende Unterrichtsstunden) sowie berufsbe­

zogene Fachkurse in die Unterrichtszeit einbezogen. Dadurch soll

eine dem § 11 Abs. 6 KJBG analoge Rechtslage erreicht werden.

Abs. 7 ist dem gewerblichen Berufsausbildungsrecht (§ 9 Abs. 7

BAG) entnommen und sichert dem Lehrling die für die Ablegung von

Prüfungen außerhalb der Unterrichtszeit sowie für die Facharbei­

terprüfung erforderliche Freizeit.
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Zu Z. 42 (§ 131):

Der leichteren Lesbarkeit wegen wurde § 133 des Grundsatzgesetzes

vollständig in die Novellenfassung einbezogen. Gleichzeitig wurje

im Einleitungssatz das Wort "rechtswirksam" eingefügt.

Zu Abs. 1 Z. 1 lit. c:

Nach geltendem Recht stellt eine über sechs Monate dauernde Er­

krankung einen Grund für die Entlassung eines Lehrlings dar. Den

Entlassungsgrund der unverschuldeten Erkrankung gibt es im öster­

reichischen Arbeistrecht nicht mehr. Auch das Landarbeitsrecht

kennt einen solchen Entlassungsgrund für andere Arbeitnehmer als

Lehrlinge nicht. Da das Lehrverhältnis zwar gemäß § 132 LArbO

kündbar ist, aber nur aus bestimmten Gründen, die den Tatbestand

der Erkrankung nicht umfassen, wurde die Parallelbestimmung des

Berufsausbildungsgesetzes auch in das Landarbeitsrecht über­

nommen. Danach kann das Lehrverhältnis durch Entlassung beendet

werden, wenn objektiv feststeht, daß der Lehrling zur Erlernung

des Lehrberufes unfähig ist.

Der Begriff der "Unfähigkeit" beschreibt einen Dauerzustand, sodaß

der Entlassungsgrund nicht vorliegt, wenn der Lehrling nur vox'­

übergehend "unfähig" ist, den Lehrberuf zu erlernen. Liegt Un­

fähigkeit als Dauerzustand vor, so ist die Frage zu stellen, ob

innerhalb der vereinbarten Lehrzeit die Wiedererlangung der

Fähigkeit des Lehrlings, den Lehrberuf zu erlernen, zu erwartEll

; st oder nicht. Erst wenn letzteres zutri fft, stellt die "Un­

fähigkeit" einen Entlassungstatbestand dar. Die Unfähigkeit muß

sich - aus welchen Gründen immer - auf die Erlernung des Lehrbe­

rufes und damit auf die Erreichung des Ausbildungszweckes er­

strecken.

Z'.. Abs. 1 Z. 1 lit. d:

Die Dauer der Haft, die zur Entlassung berechtigt, entspricht dem

geltenden Recht. Im Hinblick auf die Unschuldsvermutung des Art. 6

Abs. 2 MRK stellt jedoch die Untersuchungshaft keinen Entlassungs­

grund dar.
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Zu Abs. 1 Z. 2 lit. c:

Parallel zum Maßregelungsverbot des § 10Bb Abs. 2 wird die kör­

perliche Züchtigung bzw. erhebliche wörtliche Beleidigung als

Grund zur Auflösung des Lehrverhältnisses durch den Lehrling oder

dessen gesetzlichen Vertreter normiert. Damit wird eine An­

gleichung der Rechtslage an das gewerblich-industrielle Berufsaus­

bildungsrecht erreicht (vg1. § 15 Abs. 4 1it. b BAG).

Zu Abs. 1 Z. 2 1it. d:

Nach geltendem Recht ist der Lehrling dann zur Auflösung des Lehr­

verhältnisses berechtigt, wenn der Lehrberechtigte die Schutzbe­

stimmungen für Jugendliche dauernd verletzt. Es wird somit ein

übeI einen längeren Zeitraum fortgesetzes Fehlverhalten des Lehr­

be re c.rt I qt.en vorausgesetzt. Um zu verhindern, daß Übertretungen

der Schutzbestimmungen längere Zeit hindurch andauern, wird diese

Bestimmung eingeengt. Künftig soll das Lehrverhältnis dann gelöst

werden können, wenn der Lehrberechtigte die Arbeitsschutzvor­

schriften für Jugendliche wiederholt verletzt. Dabei wird aller­

dings auf die Häufigkeit und den Unrechts gehalt der Übertretungen

Bedacht zu nehmen sein.

Zu Abs. 2:

Während § 125 für den Abschluß des Lehrvertrages Formvorschriften

vorgibt, ist die Auflösung des Lehrvertrages nach geltendem Recht

völlig formlos möglich. Die dadurch hervorgerufene Rechtsunsicher­

heit wird nun durch die neue Regelung beseitigt. Künftig kann e~n

Lehrverhältnis nur schriftlich rechtswirksam aufgelöst werden.

Löst der Lehrling das Lehrverhältnis auf, muß sein gesetzlicher

Vertreter, der ja den Lehrvertrag im Namen des Lehrlings abge­

schlossen hat, seine Zustimmung geben (§ 15 Abs. 1 BAG). Ebenso

wie beim Abschluß des Lehrvertrages ist eine vormundschaftsbehörd­

1ich~ Genehmigung nicht erforderlich. Im Falle der Heimlehre ent­

fällt das Erfordernis der Schrift1ichkeit beim Abschluß des Lehr­

vertrages. Korrespondierend zu dieser Regelung soll auch die vor­

zeitige Lösung des Lehrverhältnisses bei einer Heimlehre nicht der

Schriftform bedürfen.
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Zu Z. 43 (§ 131a):

Neben der schon bisher im Landarbeitsrecht enthaltenen Möglich­

keit der Auflösung des Lehrverhältnisses aus wichtigen Gründen

(§ 131) und der Kündigung durch den Lehrling (§ 132) ist künftig

auch die einvernehmliche Auflösung des Lehrverhältnisses zulässig

(Abs. 1).

Für die einvernehmliche Auflösung des Lehrverhältnisses gelten die

gleichen Fo~~vorschriften, wie sie § 131 Abs. 2 für die vorzeitige

Auflösung aus wichtigen Gründen normiert (Schriftlichkeit und Zu­

stimmung des gesetzlichen Vertreters). Eine vormundschaftsbehörd­

liche Genehmigung ist nicht erforderlich (Abs. 2).

Abs. 3:

Der Zweck der Belehrung ist es, den minderjährigen Lehrling über

die Freiwilligkeit der einvernehmlichen Auflösung des Lehrverhält­

nisses und die Rechtsfolgen zu unterrichten.

Abs. 4:

Ebenso wie beim vorzeitigen Austritt sollen auch bei der einver­

nehmlichen Lösung die Formvorschriften für die Heimlehre nicht

gelten.

Zu Z. 46 (Abschnitt 10 a):

Der neu eingefÜgte § 234a normiert nun auch für das Landarbeits­

recht die Führung von Aufzeichnungen. Im gewerblich-industriellen'

Arbeitsrecht besteht die Pflicht zur Führung von Aufzeichnungen

seit langem (§ 26 Abs. 1 Arbeitszeitgesetz, § 25 Abs. 1 Arbeits­

ruhegesetz). Der vorgeschriebene Inhalt der Aufzeichnungen orien­

tiert sich an den obzitierten Gesetzesbestimmungen.

Abs. 1 führt jene ar~eitsrechtlichen Daten an, über die künftig

neben den Vorschriften des § 73 Aufzeichnungen zu führen sind.

Abs. 2 zählt darüber hinaus jene Daten auf, die in Betrieben auf­

gezeichnet werden müssen, die Jugendliche beschäftigen.
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Die verweisung auf § 73 Abs. 2 in Abs. 3 stellt klar, daß die in

Abs. 1 und 2 geforderten Aufzeichnungen nur dann geführt werden

müssen, wenn die erforderlichen Daten nicht schon aus anderen

Unterlagen ersichtlich sind.

Abs. 4 sieht eine Ermächtigung an den Kollektivvertrag, für Be­

triebe mit dauernd weniger als fünf Dienstnehmern die Aufzeich­

nungspflicht abweichend von den gesetzlichen Bestimmungen zu

regeln, vor. Dadurch sollen die administrativen Tätigkeiten in

Grenzen gehalten und damit eine Erleichterung für Kleinsbetriebe

erreicht werden.

Zu Z. 47 (§ 235):

Die Strafbestimmungen waren in Hinblick auf die Einführung des

§ 234a zu ergänzen.

Da in § 127 mehrere Tatbestände enthalten sind, deren Nichtein­

haltung mit Strafe bedroht sein soll, wurde dieser Paragraph ohne

Absatzbeschränkung in die Strafbestimmung aufgenommen.


